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Einleitung

Das Recht auf Verteidigerbeistand ist eines der wichtigsten Rechte des Be-
schuldigten1 im Strafverfahren.2 Der Beschuldigte hat in aller Regel nicht die er-
forderlichen straf- und strafprozessrechtlichen Kenntnisse, um sich selbst effektiv
verteidigen zu können.3 Darüber hinaus fehlt ihm aufgrund seiner eigenen Be-
troffenheit die notwendige Distanz zum Tatvorwurf.4 Die Beiziehung eines Ver-
teidigers ermöglicht es dem Beschuldigten, diese Defizite auszugleichen und so
eine verfahrensrechtliche Waffengleichheit zu den Strafverfolgungsbehörden her-
zustellen.5 Des Weiteren trägt der Beistand eines Verteidigers zu der Subjektstel-
lung des Beschuldigten,6 der Wahrung der Unschuldsvermutung7 und einem pro-
zessordnungsgemäßen Verfahrensablauf8 bei.

1 Das deutsche Strafprozessrecht differenziert gemäß § 157 StPO je nach Stadium
des Strafverfahrens zwischen den Begriffen Beschuldigter, Angeschuldigter und Ange-
klagter. Auch das österreichische Strafprozessrecht nimmt gemäß § 48 Abs. 1 Nr. 1–3
öStPO mit den Begriffen Verdächtiger, Beschuldigter und Angeklagter eine am Verfah-
rensstadium orientierte Unterscheidung vor. Die Europäische Menschenrechtskonven-
tion verwendet dagegen in Art. 6 Abs. 3 lit. c EMRK den Begriff der angeklagten Per-
son und die Grundrechtecharta spricht in Art. 48 Abs. 2 GRC vom Angeklagten und in
Art. 47 Abs. 3 GRC schlicht von Person. In der vorliegenden Arbeit wird einheitlich
der Begriff des Beschuldigten gebraucht, es sei denn die vom jeweiligen Gesetz verwen-
dete Bezeichnung ist aus Gründen der Klarstellung geboten.

2 BGHSt 38, 372 (374); BGHSt 42, 15 (21).
3 Barton, Einführung in die Strafverteidigung, § 1 Rn. 23; Christmann, Die Neurege-

lung der notwendigen Verteidigung auf Grundlage der Legal Aid-Richtlinie, S. 9; Dahs,
Handbuch des Strafverteidigers, Rn. 9; Rzepka, Zur Fairness im deutschen Strafverfah-
ren, S. 398; Rohne, Notwendige Verteidigung und Verteidigerbeiordnung im Ermitt-
lungsverfahren, S. 23.

4 Barton, Einführung in die Strafverteidigung, § 1 Rn. 23; Christmann, Die Neurege-
lung der notwendigen Verteidigung auf Grundlage der Legal Aid-Richtlinie, S. 9; Dahs,
Handbuch des Strafverteidigers, Rn. 9; Hammerstein, JR 1985, 140 (142); Kindhäuser/
Schumann, Strafprozessrecht, § 7 Rn. 3; Rohne, Notwendige Verteidigung und Verteidi-
gerbeiordnung im Ermittlungsverfahren, S. 23; Volk/Engländer, Grundkurs StPO, § 11
Vor Rn. 1.

5 Bernsmann, StraFo 1999, 226 (227); Satzger/Schluckebier/Widmaier/StPO-Beulke,
§ 137 Rn. 2; BeckOK/StPO-Wessing, § 137 Vor Rn. 1.

6 Kindhäuser/Schumann, Strafprozessrecht, § 7 Rn. 1; Rzepka, Zur Fairness im deut-
schen Strafverfahren, S. 397; Volk/Engländer, Grundkurs StPO, § 11 Rn. 1; SK/StPO-
Wohlers, Vor §§ 137 ff. Rn. 32.

7 Bernsmann, StraFo 1999, 226 (229); Roxin/Schünemann, Strafverfahrensrecht,
§ 19 Rn. 1.

8 Barton, Einführung in die Strafverteidigung, § 1 Rn. 28–29; Gaede, Fairness als
Teilhabe, S. 504–505; Rzepka, Zur Fairness im deutschen Strafverfahren, S. 398.



Das Recht auf Verteidigerbeistand wird dem Beschuldigten durch Art. 6
Abs. 3 lit. c EMRK garantiert. Auf Ebene des Unionsrechts ist es in Art. 47
Abs. 2 S. 2 GRC sowie Art. 48 Abs. 2 GRC verankert und wird durch die Richt-
linie 2013/48/EU9 konkretisiert. Verfassungsrechtlich wird das Recht auf Vertei-
digerbeistand durch das Recht auf ein faires Verfahren gewährleistet, welches
sich aus dem Rechtsstaatsprinzip gemäß Art. 20 Abs. 3 GG in Verbindung mit
der allgemeinen Handlungsfreiheit gemäß Art. 2 Abs. 1 GG ergibt. Als einfach-
gesetzliche Ausprägung des Rechts auf Verteidigerbeistand normiert § 137 Abs. 1
S. 1 StPO, dass sich der Beschuldigte in jeder Lage des Verfahrens des Beistands
eines Verteidigers bedienen kann. Das Recht, Verteidigerbeistand in Anspruch zu
nehmen, setzt allerdings voraus, dass sich der Beschuldigte die Mandatierung
eines Verteidigers finanziell leisten kann,10 was jedoch – bei Kosten von mindes-
tens mehreren hundert Euro – auf viele Beschuldigte nicht zutrifft. Mittellose
Beschuldigte sind im Strafverfahren nämlich nicht die Ausnahme, sondern die
Regel.11

Damit auch der mittellose Beschuldigte den Beistand eines Verteidigers in An-
spruch nehmen kann, steht ihm ein Recht auf unentgeltlichen Verteidigerbeistand
zu. So normiert Art. 6 Abs. 3 lit. c EMRK, dass Beschuldigte, denen die Mittel
zur Bezahlung eines Verteidigers fehlen, ein Recht auf unentgeltlichen Verteidi-
gerbeistand haben, wenn dies im Interesse der Rechtspflege erforderlich ist. Eine
identische Gewährleistung enthält Art. 48 Abs. 2 GRC. Zusätzlich haben Mittel-
lose gemäß Art. 47 Abs. 3 GRC ein Recht auf Prozesskostenhilfe, sofern dies für
einen wirksamen Zugang zu den Gerichten erforderlich ist. Weitere Vorgaben
hinsichtlich des Rechts auf unentgeltlichen Verteidigerbeistand enthält die Richt-
linie (EU) 2016/1919.12 Das Grundgesetz garantiert dem mittellosen Beschul-
digten durch das Recht auf ein faires Verfahren ein Recht auf unentgeltlichen
Verteidigerbeistand. Einfachgesetzlich wird dem mittellosen Beschuldigten das
Recht auf unentgeltlichen Verteidigerbeistand durch das in der Strafprozessord-
nung verankerte Institut der notwendigen Verteidigung gewährleistet. Falls dem
mittellosen Beschuldigten im Rahmen der notwendigen Verteidigung noch kein
Verteidiger bestellt wurde, hat er einen Anspruch auf Beratungshilfe nach dem
Beratungshilfegesetz.

Liegt ein Fall notwendiger Verteidigung vor, ist die Mitwirkung eines Verteidi-
gers am Strafverfahren gesetzlich zwingend vorgeschrieben. Zieht der Beschul-
digte in einem solchen Fall keinen Verteidiger bei – überwiegend sind hierfür die
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fehlenden finanziellen Mittel des Beschuldigten der Grund13 – wird ihm ein
Pflichtverteidiger14 bestellt. Die Bestellung des Pflichtverteidigers erfolgt – au-
ßer im Fall des § 364b StPO – unabhängig von den Vermögensverhältnissen des
Beschuldigten. Die finanzielle Leistungsfähigkeit des Beschuldigten wird erst im
Vollstreckungsverfahren berücksichtigt, indem die Mittellosigkeit des Beschul-
digten einer Vollstreckung der Verfahrenskosten entgegensteht. Ist die Verteidi-
gung nicht notwendig, wird dem Beschuldigten kein Pflichtverteidiger bestellt.
In diesem Fall bleibt der mittellose Beschuldigte ohne Verteidigerbeistand, da er
sich die Mandatierung eines Wahlverteidigers finanziell nicht leisten kann.

Zur Umsetzung der Vorgaben der Prozesskostenhilfe-Richtlinie hat der Gesetz-
geber mit Wirkung vom 13.12.2019 das Institut der notwendigen Verteidigung
grundlegend reformiert.15 In der vorliegenden Arbeit wird untersucht, ob das
Institut der notwendigen Verteidigung in seiner gegenwärtigen Ausgestaltung den
Vorgaben der Europäischen Menschenrechtskonvention, der Grundrechtecharta,
der Prozesskostenhilfe-Richtlinie und dem Grundgesetz bezüglich des Rechts auf
unentgeltlichen Verteidigerbeistand entspricht. Die Untersuchung wird zeigen,
dass das Institut der notwendigen Verteidigung in mancher Hinsicht hinter diesen
Vorgaben zurückbleibt. Aus diesem Grund wird rechtsvergleichend auf die im
österreichischen Strafprozessrecht geltenden Bestimmungen zur Gewährleistung
des Rechts auf unentgeltlichen Verteidigerbeistand eingegangen, um so Ansatz-
punkte für eine Reform des deutschen Rechts zu finden. Das österreichische
Recht bietet sich aus mehreren Gründen für einen Rechtsvergleich an. Als
Mitglied des Europarates und der Europäischen Union ist Österreich – ebenso
wie Deutschland – den Vorgaben der Europäischen Menschenrechtskonvention
und des Unionsrechts unterworfen. Damit gelten für die einfachgesetzliche Aus-
gestaltung des Rechts auf unentgeltlichen Verteidigerbeistand in beiden Staaten
dieselben Maßstäbe. Des Weiteren ist das österreichische Strafverfahren – ins-
besondere nach der am 01.01.2008 in Kraft getretenen Reform des Ermittlungs-
verfahrens16 – ähnlich ausgestaltet wie das deutsche,17 was zu einer guten

Einleitung 23

13 Bohnhorst, Das Institut der Pflichtverteidigung im deutsch – US-amerikanischen
Rechtsvergleich, S. 11; Hammerstein, JR 1985, 140 (141).

14 Der Begriff des Pflichtverteidigers bezeichnet einen Verteidiger, der dem Beschul-
digten im Rahmen der notwendigen Verteidigung vom Gericht oder in Eilfällen von der
Staatsanwaltschaft bestellt wird. Von einem Wahlverteidiger spricht man dagegen, wenn
der Beschuldigte selbständig einen Verteidiger mit der Verteidigung beauftragt, vgl. zu
den Begriffen Wahlverteidiger und Pflichtverteidiger Bohnhorst, Das Institut der
Pflichtverteidigung im deutsch – US-amerikanischen Rechtsvergleich, S. 9, 11; Mehle,
Zeitpunkt und Umfang notwendiger Verteidigung im Ermittlungsverfahren, S. 34.

15 Gesetz zur Neuregelung des Rechts der notwendigen Verteidigung vom
10.12.2019, BGBl. I, S. 2128–2134.

16 Ausführlich zur Reform des Ermittlungsverfahrens Schmoller, GA 2009, 505–528.
17 Coenen, Der Zeitpunkt für die Bestellung des Pflichtverteidigers, S. 136; Kühne,

Strafprozessrecht, Rn. 1309.2.


